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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts
Heilbronn vom 17.Â Juli 2020 und der Bescheid der Beklagten vom
8.Â Februar 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 22.Â August
2018 aufgehoben. 

Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens in beiden RechtszÃ¼gen
mit Ausnahme der auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen. 

Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren wird endgÃ¼ltig auf
5.000,00Â â�¬ festgesetzt. 

Â 

Tatbestand
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die Beigeladene in der Zeit vom 13.Â Juli
2017 bis 28.Â Februar 2018 in ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin als Mitarbeiterin
in der Steuerkanzlei sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt war. 

Die KlÃ¤gerin ist (selbststÃ¤ndige) Steuerberaterin. Die Beigeladene verfÃ¼gt
Ã¼ber einen Fachhochschulabschluss als Diplom-Finanzwirtin und Ã¼berprÃ¼fte
Steuerbescheide, bearbeitete EinsprÃ¼che gegen Steuerbescheide und
JahresabschlÃ¼sse.

Am 7.Â November 2017 wandte sich die Beigeladene an die Beklagte und teilte mit,
seit Mitte Juli 2017 fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu arbeiten. SinngemÃ¤Ã� stellte sie einen
Antrag auf Statusfeststellung. Ã�ber ihre TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin gÃ¤be es
keinen schriftlichen Vertrag. Sie arbeite in den KanzleirÃ¤umen der KlÃ¤gerin und
werde von der KlÃ¤gerin kontrolliert. Die notwendige Ausstattung werde von der
KlÃ¤gerin bereitgestellt. Es werde keine GesamtvergÃ¼tung gezahlt, sondern der
Erfolg der TÃ¤tigkeit hÃ¤nge vom Einsatz der Arbeitskraft ab. 

Auf RÃ¼ckfrage der Beklagten bestÃ¤tigte die KlÃ¤gerin, dass es nur mÃ¼ndliche
Vereinbarungen gÃ¤be. Es sei vereinbart, dass die Beigeladene zwischen â��30%
und 50% der Honorarrechnungenâ�� erhalte. Alle zwei bis drei Wochen stelle sie
fÃ¼nf bis sechs zu bearbeitende FÃ¤lle in ein bestimmtes Regal. Die Beigeladene
entscheide, welche FÃ¤lle sie zuerst bearbeite. Wenn alle FÃ¤lle abgearbeitet seien,
stelle die KlÃ¤gerin neue FÃ¤lle in das Regal. Die Ablehnung einzelner AuftrÃ¤ge
durch die Beigeladene sei mÃ¶glich. Die fertigen JahresabschlÃ¼sse Ã¼bergebe die
Beigeladene an die KlÃ¤gerin zur Kontrolle. Die anschlieÃ�ende Ã�bersendung
erfolge aus berufsrechtlichen GrÃ¼nden durch die KlÃ¤gerin. Die Beigeladene habe
keine PrÃ¼fung zur Steuerberaterin abgelegt, verfÃ¼ge aber Ã¼ber eine
vergleichbare Berufserfahrung. Die Beigeladene sei zur persÃ¶nlichen
Leistungserbringung verpflichtet; eine Vertretung existiere nicht. Der PC-
Arbeitsplatz mit dem DATEV-Programm werde von der KlÃ¤gerin gestellt. In diesen
Programmen kÃ¶nne nur mit einer Lizenz gearbeitet werden, wobei die Beigeladene
keinen eigenen LizenzschlÃ¼ssel habe. Die Beigeladene selbst stelle keine
Arbeitsmittel. Sie arbeite nicht mit anderen Mitarbeitern der KlÃ¤gerin zusammen,
sondern erstelle die JahresabschlÃ¼sse selbststÃ¤ndig. Der zeitliche Umfang der
TÃ¤tigkeit variiere und belaufe sich etwa auf 15 Stunden pro Woche. Eine
TÃ¤tigkeitsdauer sei nicht vorgeschrieben. Die Beigeladene arbeite auch an
Freitagnachmittagen oder samstags. 

Die Beigeladene erklÃ¤rte auf RÃ¼ckfrage der Beklagten, einen Stundensatz von
50,00Â â�¬ fÃ¼r die PrÃ¼fung von Steuerbescheiden und die Erstellung von
SchriftsÃ¤tzen zu erhalten. Es erfolge eine Zusammenarbeit mit anderen
Mitarbeitern der KlÃ¤gerin. Diese hÃ¤tten die Beigeladene in der
Einarbeitungsphase unterstÃ¼tzt. Sie wÃ¼rde die Mandanten kennen. Es wÃ¼rden
gemeinsam FÃ¤lle besprochen. Die Arbeit erfolge an zwei bis vier Tagen pro Woche.
Die Arbeit kÃ¶nne nur an bestimmten Wochentagen erfolgen, weil nicht genug
DATEV-ArbeitsplÃ¤tze vorhanden seien. Einzelne AuftrÃ¤ge kÃ¶nne die Beigeladene
nicht ablehnen.
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Aus den von den Beteiligten vorgelegenen Abrechnungen ergaben sich teilweise
eine VergÃ¼tung von 50,00Â â�¬ pro Stunde, teilweise eine nicht in
Berechnungselemente aufgeschlÃ¼sselte Bezahlung mit der Bezeichnung: Mitarbeit
in Steuerberaterkanzlei. 

Die Beklagte hÃ¶rte die KlÃ¤gerin und die Beigeladene daraufhin dazu an, dass
beabsichtigt sei, das Vorliegen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
mit Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie
nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung ab 13.Â Juli 2017 festzustellen. Als
Merkmale fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wurden genannt: Die
TÃ¤tigkeit werde am Betriebssitz der KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bt. Es erfolge eine
Kontrolle der ArbeitsausfÃ¼hrung und das letzte Entscheidungsrecht liege bei der
KlÃ¤gerin. Die Beigeladene betreue Mandate der KlÃ¤gerin, welche ihr zugewiesen
wÃ¼rden. Die erforderlichen Betriebsmittel wÃ¼rden durch die KlÃ¤gerin gestellt
und es erfolge eine Zusammenarbeit zwischen deren Mitarbeitern und der
Beigeladenen. Zudem bestehe eine persÃ¶nliche Leistungspflicht und als
VergÃ¼tung werde ein Stundensatz gezahlt, der kein Gewinn- oder Verlustrisiko
erkennen lasse. FÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit spreche, dass die Ablehnung
von AuftrÃ¤gen mÃ¶glich sei. 

Die Beigeladene teilte hierauf der Beklagten mit, sie sei nunmehr ihren Job los. Die
KlÃ¤gerin habe erklÃ¤rt, sich die Beigeladene als Angestellte nicht leisten zu
kÃ¶nnen. Pro Jahresabschluss habe sie 40% vom Bruttoumsatz erhalten.

Mit Bescheiden vom 8.Â Februar 2018 â�� gerichtet an die KlÃ¤gerin und gerichtet
an die Beigeladene â�� stellte die Beklagte fest, dass die TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen bei der KlÃ¤gerin seit 13.Â Juli 2017 im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt werde und ab dem 13.Â Juli 2017
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung bestehe. 

Hierauf erhob die KlÃ¤gerin fristgemÃ¤Ã� Widerspruch. Es sei zwar zutreffend, dass
die Arbeit grundsÃ¤tzlich am Betriebssitz der KlÃ¤gerin durchgefÃ¼hrt werde. Die
Beigeladene habe aber auch Unterlagen zur Bearbeitung in ihr eigenes BÃ¼ro
mitgenommen. Die erfolgende Kontrolle der Arbeit der Beigeladenen spreche nicht
fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung. Die Mandate wÃ¼rden der Beigeladenen
nicht zugewiesen. Es sei ihr mÃ¶glich, manche der in ihr Fach gestellten FÃ¤lle
Ã¼berhaupt nicht zu bearbeiten. Aus den Unterlagen gehe hervor, dass auÃ�er
einem PC-Arbeitsplatz prinzipiell keine weiteren Betriebsmittel notwendig seien. Die
Arbeiten hÃ¤tten daher von der Beigeladenen auch zu Hause oder an einem
anderen Arbeitsplatz erledigt werden kÃ¶nnen. Ein Stundensatz sei mit der
Beigeladenen nicht vereinbart worden. Die Beigeladene habe sicherlich bei
Kontaktaufnahmen mit Mandanten oder BehÃ¶rden angegeben, im Auftrag der
KlÃ¤gerin zu handeln. Eine andere Vorgehensweise hÃ¤tte in der
AuÃ�endarstellung zu Verwirrungen gefÃ¼hrt. Wegen der prozentualen Beteiligung
an den Honorarabrechnungen habe auch ein Unternehmerrisiko der Beigeladenen
bestanden.
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Auch die Beigeladene legte anwaltlich vertreten Widerspruch ein. Ihr
BevollmÃ¤chtigter teilte dabei mit, dass der angefochtene Bescheid richtig sei und
keinerlei inhaltlichen Bedenken begegne. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 22.Â August 2018 wies die Beklagte die
WidersprÃ¼che zurÃ¼ck. Nach Annahme eines Auftrages sei die Beigeladene in die
Arbeitsorganisation der KlÃ¤gerin eingegliedert gewesen. Zudem bestehe kein
relevantes Unternehmerrisiko. Das Honorar stelle eine Gegenleistung fÃ¼r die
geschuldete Arbeitsleistung dar, ohne dass die VergÃ¼tung mit Risiken behaftet
gewesen sei.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 5.Â September 2018 Klage zum Sozialgericht
Heilbronn (SG) erhoben. Es liege kein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zwischen der
KlÃ¤gerin und der Beigeladenen vor. Bei einer Gesamtschau der maÃ�geblichen
Gesichtspunkte sei der Schluss zu ziehen, dass die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen die
einer freien Mitarbeiterin gewesen sei. Es werde auf das Vorbringen im
Verwaltungsverfahren verwiesen.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Sie hat sich ebenfalls auf ihren
Vortrag im Verwaltungsverfahren bezogen.

Im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG am 17.Â Juli 2020 hat die
KlÃ¤gerin nochmals erklÃ¤rt, dass die Beigeladene auch von zu Hause aus
gearbeitet habe. Dies hat die Beigeladene verneint. Ã�bereinstimmend haben
KlÃ¤gerin und Beigeladene angegeben, dass sich die Beigeladene nicht um
Lohnabrechnungen gekÃ¼mmert habe. Manche TÃ¤tigkeiten, wie etwa
EinsprÃ¼che zu bearbeiten, seien mit 50,00Â â�¬ pro Stunde vergÃ¼tet worden;
JahresabschlÃ¼sse seien mit 40% des Umsatzes vergÃ¼tet worden. Die
Beigeladene habe jeden Arbeitsauftrag erledigt, den die KlÃ¤gerin ihr erteilt habe.
FÃ¼r den grÃ¶Ã�eren Teil ihrer TÃ¤tigkeit insbesondere bei JahresabschlÃ¼ssen
habe die Beigeladene Zugriff auf DATEV gebraucht. Die KlÃ¤gerin hat erklÃ¤rt, dass
die Beigeladene wegen der JahresabschlÃ¼sse mit Mitarbeitern der KlÃ¤gerin
kommuniziert habe. In derartigen FÃ¤llen sei es wichtig gewesen, wie die
Buchhaltung fÃ¼r das nÃ¤chste Jahr aussehe, um Sachverhalte abzugrenzen. Es
komme aus ihrer Sicht nicht darauf an, dass die Beigeladene mangels bestandener
PrÃ¼fung als Steuerberaterin allein keine JahresabschlÃ¼sse oder EinsprÃ¼che mit
AuÃ�enwirkung habe erstellen dÃ¼rfen. Sie biete lediglich eine Assistenz fÃ¼r
Steuerberater an. Dies kÃ¶nne sie auch selbststÃ¤ndig tun.

Mit Urteil vom 17.Â Juli 2020 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass unter AbwÃ¤gung aller UmstÃ¤nde von
einer sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung der Beigeladenen auszugehen
sei. Da ein schriftlicher Vertrag nicht vorliege, kÃ¶nne der Inhalt des als
Ausgangspunkt zu betrachtenden VertragsverhÃ¤ltnisses nur anhand der
tatsÃ¤chlich gelebten Rechtsbeziehung ermittelt werden. Von auÃ�erordentlicher
Bedeutung sei dabei, dass die Beigeladene keine Steuerberaterin sei und daher
alleine keine JahresabschlÃ¼sse erstellen oder vergleichbare Leistungen am Markt
anbieten dÃ¼rfe, wie es Â§Â 5 Abs.Â 1 Steuerberatungsgesetz als Verbot der
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unbefugten Hilfeleistung in Steuersachen regele. AuÃ�enwirkung habe ihre
TÃ¤tigkeit nur erlangen kÃ¶nnen, wenn die KlÃ¤gerin die Arbeitsergebnisse als
eigene Ã¼bernommen habe. Dies allein stehe der Annahme einer selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit der Beigeladenen bereits entgegen. Diese sei rechtlich nicht in der Lage
gewesen, ihrer fÃ¼r die KlÃ¤gerin verrichteten Arbeit ohne diese irgendeine
Relevanz im Rechtsverkehr zu verleihen. Dies fÃ¼hre bereits fÃ¼r sich genommen
zu einer persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit und einer Eingliederung in den Betrieb der
KlÃ¤gerin, da diese die vollstÃ¤ndige Kontrolle Ã¼ber jedes Arbeitsergebnis der
Beigeladenen gehabt habe und im AuÃ�enverhÃ¤ltnis auch die alleinige
Verantwortung dafÃ¼r Ã¼bernommen habe. Zudem sei die Beigeladene fÃ¼r einen
GroÃ�teil ihrer TÃ¤tigkeit auf einen Zugang zu der Software DATEV angewiesen
gewesen, den sie nur in der Kanzlei der KlÃ¤gerin habe erhalten kÃ¶nnen. Dies
sprÃ¤che ebenfalls fÃ¼r eine Eingliederung in den Betrieb. Zudem werde dadurch
der Ort der TÃ¤tigkeit fÃ¼r den Ã¼berwiegenden Teil der Arbeitszeit festgelegt.
AuÃ�erdem sei der Beigeladenen inhaltlich vorgegeben gewesen, welche Akten zu
bearbeiten gewesen seien. Ein Recht der Beigeladenen, einzelne Akten nicht zu
bearbeiten, sei nicht nachgewiesen. SchlieÃ�lich habe die Beigeladene jede
einzelne der ihr Ã¼bertragenen Aufgaben ausgefÃ¼hrt. Damit lÃ¤gen keine
tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde vor, die auf ein Ablehnungsrecht schlieÃ�en lieÃ�en. Die
Beigeladene habe keine MÃ¶glichkeit gehabt, selbst andere FÃ¤lle als die von der
KlÃ¤gerin ausgesuchten zu bearbeiten. Hier zeige sich, dass die Beigeladene Ã¼ber
keinerlei unternehmerische Freiheit verfÃ¼gt habe, sondern einer inhaltlichen
Weisungsbefugnis der KlÃ¤gerin unterlegen habe. Es habe die Verpflichtung zur
persÃ¶nlichen Leistungserbringung bestanden und die Beigeladene sei im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber den Kunden der KlÃ¤gerin nicht als
SelbststÃ¤ndige aufgetreten. Bei JahresabschlÃ¼ssen sei es zu einer
Zusammenarbeit mit Mitarbeitern der KlÃ¤gerin gekommen. Der Einsatz eigener
Betriebsmittel der Beigeladenen sei nicht nachgewiesen. Unter zusÃ¤tzlicher
BerÃ¼cksichtigung der teilweise gezahlten StundenvergÃ¼tung sei daher nicht von
einem echten Unternehmerrisiko auszugehen. Abgesehen von der teilweise
umsatzbezogenen VergÃ¼tung sprÃ¤che damit alles fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung. Eine selbststÃ¤ndige Assistenz sei unter den dargelegten
UmstÃ¤nden nicht denkbar, weil die bloÃ�e Assistenz hier von der Natur der Sache
her Ã¼berwiegend die Merkmale einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung erfÃ¼llten,
ohne dass wesentliche Kriterien einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorlÃ¤gen. Die
von der KlÃ¤gerin in Bezug genommene Entscheidung des Landessozialgerichts
Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) vom 13.Â Dezember 2016 zum Status einer
Steuerberaterin sei ohne Belang, da diese Entscheidung eine andere Konstellation
betreffe; die Beigeladene sei gerade keine Steuerberaterin. 

Gegen das den BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin gegen Empfangsbekenntnis am
24.Â Juli 2020 zugestellte Urteil haben diese am 13.Â August 2020 beim LSG
Berufung eingelegt. Die Beigeladene sei in der Zeit vom 13.Â Juli 2017 bis
28.Â Februar 2018 als freie Mitarbeiterin selbststÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen. Das SG
habe vor allem auf die Tatsache abgestellt, dass die Beigeladene keine
Steuerberaterin sei. Dieses Merkmal sei kein geeignetes Abgrenzungskriterium fÃ¼r
die Frage der SelbststÃ¤ndigkeit oder der Arbeitnehmereigenschaft. Die
Beigeladene biete ihre Dienste als freie Mitarbeiterin in Steuerkanzleien an. Sie
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kÃ¶nne z.B. (intern) JahresabschlÃ¼sse fÃ¼r Steuerberater erstellen oder (intern)
SteuererklÃ¤rungen fertigen etc. Ihr â��Marktâ�� seien nicht â��Ratsuchende in
Steuerfragenâ��, sondern Steuerberater und WirtschaftsprÃ¼fergesellschaften. Sie
werde dann fÃ¼r diese Klienten tÃ¤tig. Sie kÃ¶nne fÃ¼r andere Auftraggeber die
Lohnbuchhaltung ausfÃ¼hren oder JahresabschlÃ¼sse vorbereiten. HierfÃ¼r
mÃ¼sse sie nicht als Steuerberaterin zugelassen werden. AuÃ�enwirkung erlange
ihre TÃ¤tigkeit gegenÃ¼ber den Auftraggebern. GrundsÃ¤tzlich kÃ¶nne die
Beigeladene auf ihrem GeschÃ¤ftsfeld selbststÃ¤ndig fÃ¼r Auftraggeber, seien dies
Steuerberater oder Unternehmen, tÃ¤tig werden. Der Beigeladenen habe es
freigestanden, ihre TÃ¤tigkeit in der Kanzlei der KlÃ¤gerin auszuÃ¼ben oder in
ihrem BÃ¼ro. Es habe diesbezÃ¼glich keinerlei Vorgaben von seiten der KlÃ¤gerin
gegeben. Es sei allein die Entscheidung der Beigeladenen gewesen, Ã¼berwiegend
ihre Arbeit im BÃ¼ro der KlÃ¤gerin auszuÃ¼ben, weil ihr dort die Software DATEV
zur VerfÃ¼gung gestanden habe. Zudem sei die fachliche Abstimmung mit
Mitarbeitern der KlÃ¤gerin direkt mÃ¶glich gewesen. HÃ¤tte sie sich selbst das
Softwareprogramm fÃ¼r ihr BÃ¼ro angeschafft, hÃ¤tte sie ausschlieÃ�lich von
ihrem BÃ¼ro aus arbeiten kÃ¶nnen. Arbeitsort und Arbeitszeit habe die
Beigeladene eigenverantwortlich eingeteilt. Hierauf habe die KlÃ¤gerin keinen
Einfluss gehabt. Es trÃ¤fe nicht zu, dass der Beigeladenen inhaltlich vorgegeben
worden sei, welche Akten zu bearbeiten gewesen seien. Insoweit argumentiere das
SG ergebnisorientiert. Dass der Beigeladenen AuftrÃ¤ge erteilt worden seien, sei ein
wesentliches Element des Dienstvertrages. Nach der Vertragsbeziehung hÃ¤tte die
Beigeladene auch einen Auftrag zurÃ¼ckweisen kÃ¶nnen. In diesem
ZurÃ¼ckweisungsrecht liege bereits die unternehmerische Freiheit der
Beigeladenen; hiervon mÃ¼sse sie keinen Gebrauch gemacht haben. Habe die
Steuerberatungsgesellschaft ein Letztentscheidungsrecht bezÃ¼glich der
Bearbeitung der Mandate, spreche dies nicht per se gegen eine selbststÃ¤ndige
freie Mitarbeit. Eine Verpflichtung zur persÃ¶nlichen Leistungserbringung habe nicht
bestanden. HÃ¤tte die Beigeladene eine Mitarbeiterin beschÃ¤ftigt oder
partnerschaftlich mit Dritten zusammengearbeitet, wÃ¤ren deren Arbeitsergebnisse
von Seiten der KlÃ¤gerin auch akzeptiert worden. Die Beigeladene habe Ã¼ber ein
eigenes BÃ¼ro verfÃ¼gt. Damit habe sie fÃ¼r ihre SelbststÃ¤ndigkeit auch
Investitionen getÃ¤tigt. Die Betriebsmittel beschrÃ¤nken sich dann auf die
Anschaffung einer BÃ¼ro- oder EDV-Ausstattung sowie Fachliteratur. Ansonsten
bringe die Beigeladene ihr Fachwissen fÃ¼r ihre Ã¼berwiegend geistige TÃ¤tigkeit
ein. Die umsatzbezogene VergÃ¼tung sprÃ¤che fÃ¼r die selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit der Beigeladenen. Sie unterliege damit unternehmerischen Risiken wie
Chancen. Auch die Stundenlohnabrede beinhalte die MÃ¶glichkeit, durch die
Annahme vieler AuftrÃ¤ge die eigene VergÃ¼tung zu steigern. Ausgehend von der
Entscheidung des SG sei nochmals festzuhalten, dass nur die Zulassung als
Steuerberaterin nicht Ã¼ber BeschÃ¤ftigung oder SelbststÃ¤ndigkeit entscheide. 

Die KlÃ¤gerin beantragt (sachdienlich gefasst),

das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 17.Â Juli 2020 und den Bescheid der
Beklagten vom 8.Â Februar 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
22.Â August 2018 aufzuheben. 
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Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des SG fÃ¼r zutreffend und ist im Ã�brigen der Auffassung,
dass schon durch den Umstand, dass die Beigeladene in den KanzleirÃ¤umen der
KlÃ¤gerin arbeitete (arbeiten musste), eine Eingliederung in die betriebliche
Organisation der KlÃ¤gerin vorgelegen habe.

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt.

Der Berichterstatter hat mit den Beteiligten am 24.Â November 2020 die Sach- und
Rechtslage erÃ¶rtert. Die Beigeladene hat angegeben, dass sie davon ausgegangen
sei, in den KanzleirÃ¤umen der KlÃ¤gerin arbeiten zu mÃ¼ssen und keine
AuftrÃ¤ge, die ihr die KlÃ¤gerin erteilt habe, ablehnen zu kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin
hat diesbezÃ¼glich angegeben, dass es der Beigeladenen grundsÃ¤tzlich
freigestellt gewesen sei, ob sie in ihren KanzleirÃ¤umen oder in ihrem eigenen
BÃ¼ro gearbeitet habe; es sei ihr auch freigestellt gewesen, Mandate, die sie in das
Regal fÃ¼r die Beigeladene gestellt habe, abzulehnen bzw. nicht zu bearbeiten.

Die KlÃ¤gerin und die Beklagte haben sich mit jeweiliger ErklÃ¤rung im Termin zur
ErÃ¶rterung des Sachverhalts am 24. November 2020 und die Beigeladene mit
Schreiben vom 16. Januar 2021 mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die Verwaltungsakte
der Beklagten Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat entscheidet mit dem EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung (vgl. Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Die Berufung der KlÃ¤gerin hat Erfolg.

Die nach den Â§Â§Â 143, 144, 151 Abs.Â 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist statthaft, zulÃ¤ssig und in der
Sache begrÃ¼ndet. Das SG hat zu Unrecht die Klage abgewiesen, da die
Beigeladene in ihrer TÃ¤tigkeit als Mitarbeiterin in der Steuerkanzlei fÃ¼r die
KlÃ¤gerin nicht versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt war. 

Nach Â§Â 7a Abs. 1 SatzÂ 1 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) kÃ¶nnen die
Beteiligten schriftlich eine Entscheidung der nach Â§Â 7a Abs. 1 SatzÂ 3 SGB IV
 zustÃ¤ndigen Beklagten beantragen, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn,
die Einzugsstelle oder ein anderer VersicherungstrÃ¤ger hatte im Zeitpunkt der
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Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung
eingeleitet. Die Beklagte entscheidet aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung aller
UmstÃ¤nde, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt (Â§Â 7a Abs. 2 SGB IV). Das
Verwaltungsverfahren ist in Abs. 3 bis 5 der Vorschrift geregelt. Â§Â 7a Abs. 6 SGB
IV regelt in Abweichung von den einschlÃ¤gigen Vorschriften der einzelnen
Versicherungszweige und des SGB IV den Eintritt der Versicherungspflicht (SatzÂ 1)
und die FÃ¤lligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags (SatzÂ 2). Mit dem
rÃ¼ckwirkend zum 01.01.1999 durch das Gesetz zur FÃ¶rderung der
SelbstÃ¤ndigkeit vom 20.12.1999 (BGBl 2000 I SeiteÂ 2) eingefÃ¼hrten
Anfrageverfahren soll eine schnelle und unkomplizierte MÃ¶glichkeit zur KlÃ¤rung
der Statusfrage erreicht werden; zugleich sollen divergierende Entscheidungen
verhindert werden (BT-Drs 14/185 S 6).

Einen entsprechenden Antrag auf Statusfeststellung hat die Beigeladene am
7.Â November 2017 gestellt. Ein vorheriges Verfahren zur Feststellung einer
BeschÃ¤ftigung durch einen anderen VersicherungstrÃ¤ger oder die Einzugsstelle
ist nicht ersichtlich.

Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, unterlagen im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum ab 01.01.2009 in der Kranken-, Pflege-, Renten-
und Arbeitslosenversicherung der Versicherungs- bzw Beitragspflicht (Â§Â 5 Abs. 1
Nr. 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch , Â§Â 20 Abs. 1 SatzÂ 2 Nr. 1
Sozialgesetzbuch Elftes Buch , Â§Â 1 SatzÂ 1 Nr 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch ,
Â§Â 25 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch ).

Nach Â§Â 7 Abs. 1 SGB IV ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung
des BSG setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber
persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist
dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und er dabei
einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des
Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei
Diensten hÃ¶herer Art â�� eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden
Teilhabe am Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das
Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber
die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und
Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig ist, richtet sich ausgehend von den genannten UmstÃ¤nden nach dem
Gesamtbild der Arbeitsleistung und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale
Ã¼berwiegen. Zur Feststellung des Gesamtbilds kommt den tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen nicht voraussetzungslos ein Vorrang gegenÃ¼ber den vertraglichen
Abreden zu. Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung ist demnach zunÃ¤chst das
VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie es sich aus den von ihnen getroffenen
Vereinbarungen ergibt oder sich aus ihrer gelebten Beziehung erschlieÃ�en lÃ¤sst
(LSG Baden-WÃ¼rttemberg Urteil vom 18.07.2013 â�� L 11 R 1083/12 â�� juris).
MaÃ�geblich ist die Rechtsbeziehung so wie sie praktiziert wird und die praktizierte
Beziehung so wie sie rechtlich zulÃ¤ssig ist (zum Ganzen BSG 29.08.2012 â�� B 12
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R 25/10 R â�� BSGE 111, 257 mwN)

Da vorliegend eine schriftliche Vereinbarung zwischen der KlÃ¤gerin und der
Beigeladenen nicht existierte, ist die Abgrenzung von BeschÃ¤ftigung und
SelbststÃ¤ndigkeit auf der Grundlage der tatsÃ¤chlich zwischen der KlÃ¤gerin und
der Beigeladenen gegebenen UmstÃ¤nde, die die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen fÃ¼r
die KlÃ¤gerin prÃ¤gten, vorzunehmen. DiesbezÃ¼glich geht der Senat davon aus,
dass die Beigeladene fÃ¼r die KlÃ¤gerin im gesamten streitigen Zeitraum als
Diplom-Finanzwirtin mit Fachhochschulabschluss Steuerbescheide und EinsprÃ¼che
gegen Steuerbescheide bearbeitet und Ã¼berwiegend JahresabschlÃ¼sse gefertigt
hat. Sie hat fÃ¼r ihre Ã¼berwiegende TÃ¤tigkeit, JahresabschlÃ¼sse zu erstellen,
eine Umsatzbeteiligung von 40% als VergÃ¼tung erhalten; fÃ¼r die TÃ¤tigkeit, der
Ã�berprÃ¼fung von Steuerbescheiden und der Bearbeitung von EinsprÃ¼chen
gegen Steuerbescheide hat sie eine StundenvergÃ¼tung von 50,00Â â�¬ netto
erhalten. Die KlÃ¤gerin hat der Beigeladenen die Mandate, die von ihr bearbeitet
werden sollten, in ein Regal gestellt; die Beigeladene hat alle diese Mandate auch
tatsÃ¤chlich bearbeitet. Die KlÃ¤gerin hat diesbezÃ¼glich angegeben, dass die
Beigeladene in der Ã�bernahme und Bearbeitung des einzelnen Mandates frei
gewesen sei; die Beigeladene hat diesbezÃ¼glich angegeben, davon ausgegangen
zu sein, alle Mandate bearbeiten zu mÃ¼ssen. Die Beigeladene hat ihre TÃ¤tigkeit
in den RÃ¤umlichkeiten der KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bt, hatte jedoch dort keinen festen
Arbeitsplatz. EDV und Software (DATEV) wurden ihr gestellt. Die Beigeladene hat
die ihr Ã¼bertragenen Mandate grundsÃ¤tzlich eigenstÃ¤ndig ohne
Inanspruchnahme von anderen Mitarbeitern der KlÃ¤gerin bearbeitet; im Einzelfall
kam es zu GesprÃ¤chen mit anderen Mitarbeitern der KlÃ¤gerin insofern, als bei
JahresabschlÃ¼ssen geklÃ¤rt werden musste, wie die Buchhaltung fÃ¼r das
nÃ¤chste Jahr aussieht, um diesbezÃ¼glich zu bearbeitende Sachverhalte
abzugrenzen. Aufgrund ihrer Qualifikation als Diplom-Finanzwirtin war die
Beigeladene auch zur eigenstÃ¤ndigen Bearbeitung der Mandate qualifiziert. Nach
Abschluss ihrer Arbeiten fand eine Besprechung/Kontrolle mit der KlÃ¤gerin statt. 

Die TÃ¤tigkeit als ausgebildete Diplom-Finanzwirtin fÃ¼r die Steuerkanzlei der
KlÃ¤gerin im Sinne der Erstellung von JahresabschlÃ¼ssen, der PrÃ¼fung von
Steuerbescheiden und der Bearbeitung von EinsprÃ¼chen gegen Steuerbescheide
kann grundsÃ¤tzlich sowohl in abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung, wie auch
selbststÃ¤ndig ausgeÃ¼bt werden. Im vorliegenden Fall liegt jedoch die typische
Konstellation einer freien Mitarbeit vor, die der Annahme einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung entgegensteht. Eine maÃ�gebliche Eingliederung der Beigeladenen
in den Betrieb der KlÃ¤gerin oder eine WeisungsabhÃ¤ngigkeit liegt unter
BerÃ¼cksichtigung der GesamtumstÃ¤nde nicht vor. Es gab keinerlei Weisungen im
Hinblick auf das einzelne Mandat, wie auch in zeitlicher Hinsicht. Die Beigeladene
konnte vÃ¶llig frei entscheiden, zu welchen Zeiten sie nach Auftragsannahme die
Arbeiten ausfÃ¼hrte. Es stand lediglich im Sinne steuerrechtlich einzuhaltender
Fristen fest, bis wann die Mandatsbearbeitung abgeschlossen sein musste. Dieser
Gesichtspunkt ist jedoch bei den hier zu beurteilenden TÃ¤tigkeiten einer Diplom-
Finanzwirtin von untergeordneter Bedeutung, denn dies ergibt sich bei der
Erstellung von JahresabschlÃ¼ssen und SteuererklÃ¤rungen schon aus der Natur
der Sache. Auch dass die Beigeladene die TÃ¤tigkeiten ausschlieÃ�lich in den
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RÃ¤umlichkeiten der KlÃ¤gerin mit deren BÃ¼roausstattung und unter Verwendung
des von ihr gestellten DATEV-Zugangs ausfÃ¼hrte, spricht im vorliegenden
Einzelfall nicht fÃ¼r eine Eingliederung in die Betriebsorganisation. Diese
Arbeitsweise war zum einen der PraktikabilitÃ¤t und Effizienz und zum anderen dem
Datenschutz geschuldet und war nicht zwingend. DiesbezÃ¼glich geht der Senat
nach den entsprechenden Einlassungen der KlÃ¤gerin und auch der Beigeladenen
hierzu davon aus, dass es der Beigeladenen grundsÃ¤tzlich freigestellt war, ob sie
in ihrem eigenen BÃ¼ro oder in den RÃ¤umen der KlÃ¤gerin die TÃ¤tigkeiten fÃ¼r
die KlÃ¤gerin verrichtete. Aufgrund des Umstandes, dass die Beigeladene â�� wie
sie selbst eingerÃ¤umt hat â�� fÃ¼r ihre Ã¼berwiegende Arbeit der Erstellung von
JahresabschlÃ¼ssen auf einen DATEV-Zugang angewiesen war, Ã¼ber diesen aber
nicht selbst im Sinne der erforderlichen Lizenz hierfÃ¼r verfÃ¼gte, war es diesen
tatsÃ¤chlichen Gegebenheiten geschuldet, dass die Beigeladene ihre Arbeit in den
RÃ¤umen der KlÃ¤gerin verrichtete. Dass diesbezÃ¼glich eine entsprechende
Weisung der KlÃ¤gerin vorgelegen hÃ¤tte, ist nach dem Ergebnis des Verfahrens
nicht feststellbar. Zwar erfolgte letztendlich mit den Abschlussbesprechungen
zwischen der KlÃ¤gerin und der Beigeladenen nach Bearbeitung der einzelnen
Mandate eine â��Endkontrolleâ�� der Arbeiten der Beigeladenen. Diese und das
damit verbundene fachliche Letztentscheidungsrecht der KlÃ¤gerin stellt jedoch
keine Ã�berwachung des Arbeitsprozesses dar. Vielmehr resultiert es aus der
gesetzlichen Verpflichtung der KlÃ¤gerin, als Vertragspartner gegenÃ¼ber den
Mandanten ein Testat abgeben zu mÃ¼ssen. Zu beurteilen ist schlieÃ�lich nicht die
TÃ¤tigkeit als Steuerberaterin, sondern die TÃ¤tigkeit als zuarbeitende
hÃ¶herqualifizierte Mitarbeiterin in der Steuerkanzlei. Nicht jede Zuarbeit ist eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung, dies wÃ¼rde eine freie Mitarbeit nicht mehr
ermÃ¶glichen. Hiervon aber geht das SG in seinem Urteil vom 17.Â Juli 2020 fÃ¼r
die Einordnung der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen als freie Mitarbeit oder abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung aus und hat dies als einen Umstand von auÃ�erordentlicher
Bedeutung angesehen. Das SG hat seiner Entscheidung zugrunde gelegt, dass eine
AuÃ�enwirkung der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen nur dann eintreten konnte, wenn
die KlÃ¤gerin die Arbeitsergebnisse als eigene Ã¼bernommen hat, wobei allein dies
der Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit entgegenstehe. Diese Auffassung
macht sich der Senat nicht zu eigen, da sie nicht zu vereinbaren ist damit, dass
grundsÃ¤tzlich eine solche Zuarbeit, wie sie die Beigeladene der KlÃ¤gerin als
Steuerberaterin geleistet hat, auch als freie Mitarbeit rechtlich mÃ¶glich sein muss.
Es kommt diesbezÃ¼glich nach den oben aufgezeigten GrundsÃ¤tzen auf eine
Einzelfallbeurteilung an, nicht aber auf die generelle Betrachtung, die das SG
vorgenommen hat.

Die MÃ¶glichkeit, AuftrÃ¤ge anzunehmen oder abzulehnen, kann als Indiz fÃ¼r das
Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit angesehen werden, weil damit die
Person, deren TÃ¤tigkeit zu beurteilen ist, Ã¼ber den Umfang ihrer TÃ¤tigkeit
selbst bestimmt. Vorliegend ist diesbezÃ¼glich seitens der KlÃ¤gerin und der
Beigeladenen kein Ã¼bereinstimmender Vortrag gegeben. Allerdings geht der
Senat auch diesbezÃ¼glich davon aus, dass eine Verpflichtung der Beigeladenen,
die â��in das Regal gestellten â��AuftrÃ¤ge bearbeiten zu mÃ¼ssen, nicht
gegeben war; die Beigeladene ist hiervon nach ihrer Einlassung im Termin zur
ErÃ¶rterung des Sachverhalts am 24.Â November 2020 â��lediglichâ��
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ausgegangen. DiesbezÃ¼glich kann sie also einer unzutreffenden Annahme
unterlegen sein. Letztlich ist dies allerdings kein entscheidender tatsÃ¤chlicher
Umstand, denn im Rahmen abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigungen sind ebenso
Vertragsgestaltungen nicht unÃ¼blich, die es weitgehend dem BeschÃ¤ftigten
Ã¼berlassen, wie er im Anforderungsfall tÃ¤tig sein will oder ob er eine Anfrage
ablehnt (vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 18.Â Juli 2013 â�� L 11 R
1083/12 â�� und LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 23.Â Oktober 2018 â�� L
11 R 1095/17 -, verÃ¶ffentlicht in Juris). In Abruf- oder
AushilfsbeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen, in denen auf Abruf oder in
Vertretungssituationen, beispielsweise bei Erkrankung und Ausfall von Mitarbeitern,
lediglich im Bedarfsfall auf bestimmte KrÃ¤fte zurÃ¼ckgegriffen wird, kann die
MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt sein, eine Anfrage abzulehnen. Dieses Kriterium hat
daher im vorliegenden Fall keine groÃ�e Aussagekraft.

Insbesondere sind die Entlohnung und die diesbezÃ¼glichen angewendeten
unterschiedlichen Honorarmodelle von wesentlicher Bedeutung. Letztlich wurden
zwischen der KlÃ¤gerin und der Beigeladenen je nach Mandant bzw. inhaltlich
vorzunehmender Arbeit unterschiedliche Honorarmodelle gelebt. Das vereinbarte
Stundenhonorar in HÃ¶he von 50,00Â â�¬ netto kam bei der PrÃ¼fung von
Steuerbescheiden und der Bearbeitung von SteuereinsprÃ¼chen zur Anwendung;
bei der Ã¼berwiegenden TÃ¤tigkeit der Beigeladenen, nÃ¤mlich der Erstellung von
JahresabschlÃ¼ssen kam eine 40%ige Umsatzbeteiligung zur Anwendung. Zwar
sind auch in abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen Umsatzbeteiligungen
mÃ¶glich, die wechselnden VergÃ¼tungsmodelle (je nach Mandanten bzw. nach
vorzunehmender Bearbeitung) sprechen hier jedoch klar fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit. 

Auch die tatsÃ¤chliche HÃ¶he des Honorars im Vergleich zur VergÃ¼tung von
vergleichbaren Angestellten spricht hier fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit.
Dabei ist es nicht erforderlich, exakt zu ermitteln, was ein angestellter Mitarbeiter
einer Steuerkanzlei, der die TÃ¤tigkeiten, die die Beigeladene verrichtet hat,
auszuÃ¼ben hat, verdienen wÃ¼rde, um dieses Einkommen mit dem Einkommen
der Beigeladenen zu vergleichen und zu prÃ¼fen, ob daraus hinreichende
Eigenvorsorge (Alter, Krankheit etc.) finanziert werden kann. Die Vereinbarung von
Entgelten ist â�� von gesetzlichen VergÃ¼tungsanordnungen abgesehen â�� Sache
der Vertragspartner und Teil der Privatautonomie. Liegt das vereinbarte Honorar
wie hier mit Blick auf eine StundenvergÃ¼tung von 50,00Â â�¬ netto deutlich
Ã¼ber dem Arbeitsentgelt eines vergleichbar eingesetzten
sozialversicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten und lÃ¤sst es dadurch Eigenvorsorge
zu, ist dies nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ein Indiz fÃ¼r
eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit. Allerdings handelt es sich auch bei der
HonorarhÃ¶he nur um eines von unter UmstÃ¤nden vielen in der
GesamtwÃ¼rdigung zu berÃ¼cksichtigenden Indizien, weshalb weder an die
Vergleichbarkeit der betrachteten TÃ¤tigkeiten noch an den Vergleich der hieraus
jeweils erzielten Entgelte bzw. Honorare Ã¼berspannte Anforderungen gestellt
werden dÃ¼rfen (vgl. BSG, Urteil vom 31.Â MÃ¤rz 2017 â�� B 12 R 7/15 R -, SozR
4-2400 Â§Â 7 Nr.Â 30, Rdnr.Â 50 m.w.N.).
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Die Beigeladene hatte auch ein fÃ¼r SelbststÃ¤ndigkeit sprechendes â�� wenn
auch geringes â�� Unternehmerrisiko zu tragen. MaÃ�gebendes Kriterium fÃ¼r ein
solches Risiko ist, ob eigenes Kapital oder die eigene Arbeitskraft auch mit der
Gefahr des Verlusts eingesetzt wird, der Erfolg des Einsatzes der sÃ¤chlichen oder
persÃ¶nlichen Mittel also ungewiss ist (vgl. dazu BSG, Urteil vom 28.Â September
2011 â�� B 12 R 17/09 R -, verÃ¶ffentlicht in Juris; BSG, Urteil vom 25.Â April 2012
â�� B 12 KR 24/10 R â�� SozR 4-2400 Â§Â 7 Nr.Â 15). Allerdings ist ein
unternehmerisches Risiko nur dann ein Hinweis auf eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit,
wenn diesen Risiken auch grÃ¶Ã�ere Freiheiten in der Gestaltung und der
Bestimmung des Umfangs beim Einsatz der eigenen Arbeitskraft
gegenÃ¼berstehen (BSG a.a.O.). Die Beigeladene konnte eine VergÃ¼tung nur
beanspruchen, wenn sie AuftrÃ¤ge erhielt und die Leistung auch erbracht hatte,
wÃ¤hrend hingegen einem abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten ein Lohnanspruch schon dann
zusteht, wenn er sich arbeitsbereit hÃ¤lt. Ein Mindesteinkommen war der
Beigeladenen nicht garantiert, vielmehr hing ihr Verdienst davon ab, wieviele
Mandate sie bearbeiten konnte und wollte. Zwar folgt aus dem (allgemeinen) Risiko,
auÃ�erhalb der Erledigung einzelner AuftrÃ¤ge zeitweise die eigene Arbeitskraft
gegebenenfalls nicht verwerten zu kÃ¶nnen, noch kein Unternehmerrisiko
bezÃ¼glich der einzelnen EinsÃ¤tze (vgl. BSG, Urteil vom 18.Â November 2015 â�� 
B 12 KR 16/13 R â�� SozR 4-2400 Â§Â 7 SGBÂ IV Nr.Â 25). Doch ist ein
unternehmerisches TÃ¤tigwerden mit reinen Dienstleistungen, die im Wesentlichen
nur Know-How, Arbeitszeit und Arbeitsaufwand voraussetzen, ohnedies nicht mit
grÃ¶Ã�eren Investitionen in Werkzeuge, ArbeitsgerÃ¤t oder Arbeitsmaterialien
verbunden. Das Fehlen solcher Investitionen ist deshalb bei reinen Dienstleistungen
kein ins Gewicht fallendes Indiz fÃ¼r eine (abhÃ¤ngige) BeschÃ¤ftigung und gegen
unternehmerisches TÃ¤tigwerden (vgl. BSG, Urteil vom 31.MÃ¤rz 2017 â�� B 12 R
7/15 R â�� SozR 4-2400 Â§Â 7 SGBÂ IV Nr.Â 30). BezÃ¼glich der TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen fÃ¼r die KlÃ¤gerin war zwar kein wesentlicher Kapitaleinsatz nÃ¶tig,
dies ist aber bei der von ihr erbrachten Dienstleistung auch nicht Ã¼blich. Ein
unternehmerisches Risiko bestand jedoch insoweit, als die Beigeladene bei
unrichtiger Fallbearbeitung verpflichtet war, unentgeltlich nachzubessern. Davon ist
nach den diesbezÃ¼glich Ã¼bereinstimmenden Einlassungen der KlÃ¤gerin und der
Beigeladenen im Termin zur ErÃ¶rterung des Sachverhalts am 24.Â November 2020
auszugehen. Die Gefahr eines Verlustes hinsichtlich des eigenen Arbeitseinsatzes
bestand somit grundsÃ¤tzlich.

Insgesamt Ã¼berwiegen damit diejenigen UmstÃ¤nde, die fÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sprechen, deutlich gegenÃ¼ber denjenigen, die auf eine
abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung schlieÃ�en lassen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a SGG i.V.m. Â§Â 155 Abs.1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Da die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt hat und
sie nicht zu den in Â§Â 183 SGG genannten Personen gehÃ¶rt, finden im
Berufungsverfahren nachÂ§Â 197a SGG die VwGO und das Gerichtskostengesetz
(GKG) Anwendung. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen sind nicht zu
erstatten, da sie keinen Antrag gestellt hat (vgl. Â§Â 154 Abs.Â 3 VwGO).

Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG
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) nicht vorliegen.

Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren wird gemÃ¤Ã� Â§Â 197a Abs.Â 1
SatzÂ 1 HalbsatzÂ 1 SGG i.V.m. Â§Â 63 Abs.Â 2 SatzÂ 1, Â§Â 52 Abs.Â 2, Â§Â 47
GKG endgÃ¼ltig festgesetzt. Die HÃ¶he des Streitwerts entspricht dem
Auffangstreitwert von 5.000,00Â â�¬, da bislang lediglich Ã¼ber das Bestehen
eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses und die hieraus folgende
Sozialversicherungspflicht entschieden wurde, aber noch keine
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge festgesetzt wurden. 

Erstellt am: 30.12.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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